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Das Mega-Abkommen und die Schweiz
Das transatlantische Freihandelsabkommen TTIP wird kommen, die 
Frage ist bloss, wann. Die Schweiz wird reagieren müssen, um im 
internationalen Handel nicht benachteiligt zu sein.

ROLAND WYSS-AERNI. «TTIP und die Schweiz» 
war das Th ema der Veranstaltung vom 8. April 
in Bern, zu der die Kerngruppe «Qualitätsstra-
tegie Schweizer Land- und Ernährungswirt-
schaft » eingeladen hatte. Und das Th ema inter-
essiert. Fast 90 Vertreter von Landwirtschaft , 
Verarbeitung, Handel und Konsumentenschutz 
besuchten den Anlass. 

«Tod und Teufel in Person» sei in Deutsch-
land für viele die Abkürzung TTIP, sagte Dr. 
Berend Diekmann, Referatsleiter USA, Kanada, 
Mexiko im deutschen Bundesministerieum für 
Wirtschaft . Zum Stichwort TTIP fallen vielen 
Deutschen hässliche Schlagworte wie Chlor-
hühner oder Hormonfl eisch ein. Genau darum 
gehe es aber nicht, sagte Diekmann, es sei klar, 
dass die EU ihre Regeln in diesen Bereichen 
nicht anpassen wolle. Umgekehrt hätten auch 
die Amerikaner ihre Ängste, sie seien heikel in 
Bezug auf Bakterien auf Äpfeln, Rohmilchkäse 
oder ähnliche Dinge. 

Ein Ziel des TTIP ist es, 97 Prozent der 
Zolllinien abzuschaff en. Die restlichen 3 Pro-
zent betreff en auf beiden Seiten vor allem land-
wirtschaft liche Produkte, auf der amerikani-
schen Seite vor allem Zucker. Die USA drängen 
vor allem auf den Abbau relativ hoher EU-
Zölle, die EU ihrerseits möchte vor allem mit 
einem SPS-Abkommen strenge phytosanitari-
sche Regeln in den USA abbauen. Sie möchte 
auch die Anerkennung als einheitlichen Her-
kunft smarkt. Bisher gelten für unterschiedliche 
Herkunft sländer in den USA unterschiedliche 
Regeln. Beide Parteien sind interessiert am 
Abbau von technischen Handelshemmnissen 
wie Normen und Standards. 

Das Abkommen soll auch eine KMU-
Klausel enthalten. Diese sieht vor, dass KMU 
sich auf speziellen Internetportalen einfach 
die benötigten Informationen zu Regeln, 
Standards und Anforderungen beschaff en 
können. Den oft  gehörten Vorwurf, dass TTIP 
nur multinationalen Firmen hilft , teilt Diek-
mann nicht. Die angestrebte Vereinheitli-

chung von Standards werde letztlich auch für 
KMU im transatlantischen Handel vieles ver-
einfachen. 

Die Schweiz im Abseits?
Für Drittstaaten wie die Schweiz hat das alles, 
falls TTIP zustandekommt, Vor- und Nach-
teile. Ein Vorteil sind sogenannte Spillover-
Eff ekte. Die Tatsache, dass in ganz Europa und 
in den USA gleiche Standards gelten, erleich-
tert es auch Unternehmern aus der Schweiz, in 
beide Märkte zu exportieren. Das schiere 
Gewicht des grössten Wirtschaft raumes der 

Welt könnte auch dazu führen, dass gemein-
same Standards zu globalen Standards werden. 
Die Nachteile von TTIP sind klar: Bleibt die 
Schweiz von einem solchen Abkommen aus-
geschlossen, sind ihre Exporteure gegenüber 
US-Firmen auf dem EU-Markt benachteiligt, 
und auch gegenüber EU-Firmen auf dem US-
Markt. 

Die auch für die Schweiz wichtige Frage 
von geografi schen Herkunft sangaben wird im 
TTIP wahrscheinlich ähnlich gelöst wie beim 
bereits abgeschlossenen Abkommen CETA mit 
Kanada. Weil die in der EU geschützten Pro-

Zusätzliche Hürden: Volksinitiativen
Wenig hilfreich für eine erfolgreiche Weiterent-
wicklung der schweizerischen Aussenhandels-
politik sind die gegenwärtig hängigen Initiativen 
zum Ernährungssektor. Die Ernährungssicher-
heits-Initiative des Schweizer Bauernverban-
des sei nicht kompatibel mit TTIP, sagte Char-
lotte Sieber-Gasser, ebenso wenig die 
Fair-Food-Initiative der Grünen oder die Ernäh-
rungssouveränitäts-Initiative von Uniterre. 

Auch die sogenannte «Selbstbestimmungs-Ini-
tiative» der SVP könnte dazu führen, dass die 
Schweiz nicht mehr garantierenkönne, dass sie 
sich an Regeln halte, die im Rahmen von inter-
nationalen Abkommen ausgehandelt wurden. 
Schliesslich sei auch die Umsetzung der Mas-
seneinwanderungsinitiative ein Problem, weil 
es in solchen Abkommen jeweils auch um Quo-
ten für die Einreise von Fachexperten gehe. wy

Die Zeit wird knapp
Die EU und die USA möchten bis Ende 2016 die 
Verhandlungen abschliessen. Ab dem Jahr 2017 
wird es schwierig: In den USA werden nach den 
Wahlen einige Monate vergehen, bis die neue 
Administration steht und die EU überhaupt wie-
der Ansprechpartner hat. In Frankreich sind im 
Mai 2017 Präsidentschaftswahlen, in Deutsch-
land im Herbst 2017 Bun destagswahlen, und 
2018 wird ein neues EU-Parlament und dann die 
neue Kommission gewählt. 
Berend Diekmann sagte in Bern, es könnte kri-
tisch werden, weil im US-Wahlkampf mit 
Donald Trump eine Welle des Populismus und 
Protektionismus durch die USA schwappt. Der 
US-Kongress hat die Ratifi kation des Transpa-
zifi schen Abkommens TPP, das bereits abge-
schlossen wurde, hinausgeschoben. Wenn die-

ses im 2016 nicht unter Dach und Fach sein 
sollte, wird ein zeitgerechter Abschluss von 
TTIP umso schwieriger. wy
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dukte auch in Kanada vollen Schutz geniessen, 
wären diese auch in den USA geschützt, 
Schweizer GUB- und GGA-Produkte aller-
dings nicht. 

Ebenfalls wichtig wird sein, wie streng in 
dem Abkommen Ursprungsregeln für Rohstoff e 
gestaltet werden, ob also Schweizer Rohstoff e 
oder Halbfabrikate auch Bestandteile von Pro-
dukten sein können, die von TTIP profi tieren. 

Am besten wäre Andocken
Dr. Charlotte Sieber-Gasser vom World Trade 
Institute sagte, das Stocken der WTO-Verhand-
lungen habe in den letzten Jahren dazu geführt, 
dass Mega-Abkommen zwischen Handelsblö-
cken aufgegleist wurden, bei denen die Schweiz 
aussen vor bleibe. Das sei eine schlechte Ent-
wicklung, insbesondere weil die EU und die 
USA die beiden wichtigsten Handelspartner 
der Schweiz seien. Sieber erläuterte, welche 
Möglichkeiten die Schweiz hat, auf TTIP zu 
reagieren. Die aus volkswirtschaft licher Sicht 
beste Lösung wäre ein Andocken, also ein Mit-
machen der Schweiz bei TTIP. Damit müsste 
die Schweiz im Wesentlichen TTIP überneh-
men, nachverhandeln könnte sie über einzelne, 
besonders sensitive Bereiche wie die Landwirt-
schaft . Zeitlich gäbe es eine Verzögerung von 
mindestens drei Jahren zwischen dem Inkraft -
treten in der EU und den USA und dem 
Inkraft treten in der Schweiz, weil wahrschein-
lich ein Referendum ergriff en würde und ein 
Volksentscheid folgen müsste.

Andere Varianten wären die gegenseitige Aner-
kennung von Standards in wichtigen Sektoren, 
ein Beitritt zum Europäischen Wirtschaft s-
raum EWR oder bilaterale Freihandelabkom-
men mit der EU und den USA. Eine Studie des 
World Trade Institute geht im Worst Case («Die 
Schweiz macht gar nichts») für das Jahr 2030 
von einem BIP-Verlust von 4 Milliarden Fran-
ken aus, und für das beste Szenario («Die 
Schweiz dockt an») von einem BIP-Gewinn 
von 28 Milliarden Franken. 

Demokratie und Nachhaltigkeit
kommen zu kurz
Einen etwas kritischeren Blickwinkel brachte 
Dr. Elisabeth Bürgi Bonanomi ins Spiel. Im 
TTIP-Abkommen würden ökologische, tier-
schützerische und soziale Aspekte voraussicht-
lich zu kurz kommen, sagte sie. In den Entwür-
fen sei zwar ein Nachhaltigkeitskapitel 
vorgesehen, aber dessen Gewicht sei noch völ-
lig unklar. Auch das «Vorsorgeprinzip», das in 

der EU gelte, kenne man in den USA nicht, die-
ses sei eventuell gefährdet. Und die Kontrolle 
der Wertschöpfungskette «from farm to fork» 
gebe es in den USA auch nicht, dort gelte ein 
«end product approach», bei dem nur das End-
produkt kontrolliert werde. 

Im TTIP ist ein Regulatory Cooperation 
Body vorgesehen, ein Gremium, das über 
gemeinsame Regeln und Standards beraten soll. 
Dieses wird einen gewissen Einfl uss haben, 
Kritiker befürchten einen Souveränitätsverlust 
in den USA und in den EU-Ländern. Die Frage 
sei, welche Interessenvertreter hier Einfl uss 
nähmen und wie es mit der demokratischen 
Legitimation aussehe. 

Die Frage sei insgesamt ob TTIP eine Art 
«race to the bottom» sein werde, also eine Ent-
wicklung in Richtung immer tiefere Anforde-
rungen, oder ein «race to the top». 

roland.wyss@rubmedia.ch

Le TIPP, un défi 
pour la Suisse
Les négociations pour la conclusion du Par-
tenariat transatlantique de commerce et 
d’investissement entre l’Union européenne 
et les Etats-Unis devraient se terminer à fi n 
2016. Pour ne pas être prétéritée dans le com-
merce international, la Suisse devra réagir. 
En ce sens, le groupe-pilote «Stratégie qua-
lité» du secteur agro-alimentaire suisse a 
organisé une manifestation sur ce thème le 
8 avril dernier à Berne. Près de 90 représen-
tants des secteurs de l’agriculture, de la 
transformation, du commerce et de la pro-
tection des consommateurs avaient fait le 
déplacement.

Un objectif du TTIP est de supprimer 
97 % des lignes tarifaires. Alors que les Etats-
Unis réclament surtout la suppression des 
tarifs douaniers relativement élevés de l’UE, 
cette dernière souhaite en premier lieu l’allè-
gement des règles phytosanitaires améri-
caines, très sévères. Elle aimerait également 
être reconnue comme un marché d’origine 
unifi é. Enfi n, les deux parties sont intéressées 
à supprimer les obstacles techniques au com-
merce, comme les normes et les standards. 

Pour les Etats tiers comme la Suisse, le 
partenariat transatlantique aura des avan-
tages et des inconvénients. Ainsi, l’adoption 
de standards communs facilitera aussi les 
exportations des entreprises suisses vers l’UE 
et les Etats-Unis. En revanche, si la Suisse 
reste exclue du partenariat, ses exportateurs 
seront désavantagés par rapport aux entre-
prises américaines sur le marché européen, et 
inversement.

Charlotte Sieber-Gasser, du World 
Trade Institute, a expliqué comment la Suisse 
pouvait réagir face au TTIP. D’un point de 
vue économique, la meilleure solution serait 
d’y participer. Pour cela, la Suisse devrait 
reprendre l’essentiel du traité. Une autre 
variante est la reconnaissance mutuelle de 
standards dans les secteurs importants, l’ad-
hésion à l’espace économique européen ou 
un traité de libre-échange bilatéral avec l’UE 
et les USA. Dans le pire des cas, si la Suisse ne 
fait rien, l’institut s’attend à une perte de PIB 
de 4 milliards de francs. Si la Suisse suit le 
mouvement, elle y gagnerait 28 milliards. wy

Charlotte Sieber-Gasser, World Trade Institute.
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Elisabeth Bürgi Bonanomi, Centre for Development and 

Environment.

Berend Diekmann, Bundesministerium für Wirtschaft.


